
Bundesgericht
gibt VgT recht
LAUSANNE Das Bundesgericht
hat dem Verein gegen Tierfabri
ken VgT im Streit mit der Unab
hängigen Beschwerdeinstanz für
Radio und Fernsehen UBI er
neut Ilecht gegeben Die UBI
muss abklären ob das Fernsehen
den VgT bei der Berichterstattung
diskriminiert Der Europäische
Gerichtshof für Menschenrechte

EGMR hatte im letzten Jahr ent
schieden dass sich SF zu Unrecht
geweigert habe einen Fernseh
spot des VgT auszustrahlen In
den Nachrichten von SF wurde

dieses Urteil nicht erwähnt VgT
Präsident Erwin Kessler gelangte
deshalb an die UBI und verlangte
von ihr die Feststellung dass mit
der Nichterwähnung des Ent
scheides aus Strassburg das Viel
faltsgebot verletzt sei Die UBI trat
darauf nicht ein worauf der VgT
beim Bundesgericht Beschwerde
einreichte Gemäss dem nun ge
fällten Entscheid hat das Fern

sehen mit dem Stillschweigen
zwar das Vielfaltsgebot nicht ver
letzt Die UBI muss aber vertieft

prüfen ob es den VgT in der Be
richterstattung systematisch dis
kriminiert sda
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